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Anberaumung einer mündlichen Verhandlung 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Wir haben folgende Angelegenheit, an der Sie beteiligt sind, zu bearbeiten: 

 
Mit Eingabe vom 19. Dezember 2023, hat die ELMAG Verwaltungs GmbH, 4911 Tumeltsham, um 
die Erteilung der gewerbebehördlichen Genehmigung und der Baubewilligung für die Änderung der 
bestehenden Betriebsanlage durch die Errichtung und den Betrieb BA01: einer neuen Lagerhalle 

mit Werkstatt und Büro („Halle 4“), den Einbau von Hochregalen, die Verlegung des Gaselagers 
von Halle 2 zu Halle 4 (Außenbereich West) sowie BA02: den Umbau der bestehenden Hallen 1 

und 2 für die zukünftige Nutzung als Büro-, Lager- und Ausstellungsfläche und Anpassung der 
Gebäudehöhe am Standort 4911 Tumeltsham, auf Grst.Nr. 244/1, 247/3, beide EZ 268, Grst.Nr. 
277/1, EZ 271, alle KG Rabenberg, Gemeinde Tumeltsham, sowie um die wasserrechtliche 
Bewilligung für die Einleitung der anfallenden Oberflächenwässer von den Dach- und 
Verkehrsflächen durch Retention und Ableitung in die bestehende Mischwasserkanalisation der 
Gemeinde Tumeltsham und des RHV Ried im Innkreis und Umgebung auf Grst.Nr. 244/1, 
KG. Rabenberg, Gemeinde Tumeltsham, angesucht. 
 
In dieser Angelegenheit wird eine mündliche Verhandlung anberaumt: 
 
Datum: Donnerstag, 7. März 2024 
Zeit: 14:00 Uhr 
Ort der Zusammenkunft: vor Ort (Treffpunkt: Büroeingang) 

 
Bitte kommen Sie persönlich zur Verhandlung oder entsenden Sie an Ihrer Stelle einen 
Bevollmächtigten. Sie können auch gemeinsam mit Ihrem Bevollmächtigten zu uns kommen. 
 
Bevollmächtigt kann eine eigenberechtigte natürliche Person, eine juristische Person oder eine 
eingetragene Personengesellschaft sein. Personen, die unbefugt die Vertretung anderer zu 
Erwerbszwecken betreiben, dürfen nicht bevollmächtigt werden. 
 
Der Bevollmächtigte muss mit der Sachlage vertraut sein und sich durch eine schriftliche Vollmacht 
ausweisen können. Die Vollmacht hat auf Namen oder Firma zu lauten. 
 
Eine schriftliche Vollmacht ist nicht erforderlich, 
- wenn Sie sich durch eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person – 

z.B. einen Rechtsanwalt, Notar, Wirtschaftstreuhänder oder Ziviltechniker – 
vertreten lassen, 
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- wenn Ihr Bevollmächtigter seine Vertretungsbefugnis durch seine Bürgerkarte nachweist, 
- wenn Sie sich durch uns bekannte Angehörige (§ 36a des Allgemeinen Verwaltungs-

verfahrensgesetzes 1991 – AVG), Haushaltsangehörige, Angestellte oder durch uns bekannte 
Funktionäre von Organisationen vertreten lassen und kein Zweifel an deren 
Vertretungsbefugnis besteht oder 

- wenn Sie gemeinsam mit Ihrem Bevollmächtigten zur Verhandlung kommen. 
 
Bitte bringen Sie zur Verhandlung diese Verständigung mit oder veranlassen Sie, dass Ihr 
Bevollmächtigter diese mitbringt. 
 
Die näheren technischen Einzelheiten sind in den zur Einsicht aufliegenden Projektunterlagen 
dargestellt. Sie können in diese Unterlagen während der Amtsstunden Einsicht nehmen. 
 
Ort der Einsichtnahme:  Gemeinde Tumeltsham 
 Bezirkshauptmannschaft Ried, Anlagenabteilung 

 
Als Antragsteller beachten Sie bitte, dass die Verhandlung in Ihrer Abwesenheit durchgeführt 
oder auf Ihre Kosten vertagt werden kann, wenn Sie die Verhandlung versäumen (Ihr Vertreter 

diese versäumt). Wenn Sie aus wichtigen Gründen – z.B. Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
Urlaubsreise – nicht kommen können, teilen Sie uns dies sofort mit, damit wir allenfalls den Termin 
verschieben können.  
 
Als Partei oder sonst Beteiligter beachten Sie bitte, dass Einwendungen, die Sie nicht 

spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung der Behörde mündlich oder schriftlich bekannt 
geben oder mündlich während der Verhandlung vorbringen, nicht berücksichtigt werden können. In 
diesem Fall verlieren Sie Ihre Stellung als Partei; es wird angenommen, dass Sie dem Vorhaben 
oder den Maßnahmen, die den Gegenstand der Verhandlung bilden, zustimmen. Der Verlust der 
Parteistellung hat zur Folge, dass Ihnen die Behörde keine Ausfertigung des Bescheides 
übermitteln wird. 
 
Wenn Sie jedoch durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert waren, 
rechtzeitig Einwendungen zu erheben und Sie kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des 
Versehens trifft, können Sie binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses, das Sie an 
der Erhebung von Einwendungen gehindert hat, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der 
rechtskräftigen Entscheidung der Sache, bei uns Einwendungen erheben. Diese Einwendungen 

gelten dann als rechtzeitig erhoben. Bitte beachten Sie, dass eine längere Ortsabwesenheit kein 
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis darstellt. 
 
Nachbarn im Sinne der GewO 1994 sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand 
oder den Betrieb der Betriebsanlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige 
dingliche Rechte gefährdet werden könnten. Als Nachbarn gelten auch die Inhaber von 
Einrichtungen, in denen sich - wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen 
- regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten sowie die Erhalter von Schulen. 
 
Als Beteiligte/r im wasserrechtlichen Verfahren beachten Sie bitte: 

Eine persönliche Ladung ergeht nur an den Antragsteller, berührte Grundeigentümer, im 
Wasserbuch eingetragene Wasserberechtigte und Fischereiberechtigte. Für alle anderen Parteien 
sowie die sonstigen Beteiligten gilt der Anschlag der Kundmachung in der Gemeinde als Ladung. 
 
Nachbarn im Sinne der Oö. Bauordnung sind die Eigentümer oder Eigentümerinnen und 

Miteigentümer oder Miteigentümerinnen der Grundstücke, die vom zu bebauenden Grundstück 
höchstens 50 Meter entfernt sind, jedoch jeweils nur unter der Voraussetzung, dass diese 
Eigentümer oder Eigentümerinnen und Miteigentümer oder Miteigentümerinnen durch das 
Bauvorhaben voraussichtlich in ihren subjektiven Rechten beeinträchtigt werden können. 
Personen, denen ein Baurecht zusteht, sind Grundeigentümern oder Grundeigentümerinnen 
gleichgestellt. Sind die Miteigentümer der Grundstücke, auf denen das Bauvorhaben ausgeführt 
werden soll, Wohnungseigentümer nach dem Wohnungseigentumsgesetz, dem 
Wohnungseigentumsgesetz 1975 oder dem Wohnungseigentumsgesetz 2002 und ist ihre 
Zustimmung nach § 28 Abs. 2 Z 2 nicht erforderlich, gelten auch diese Miteigentümer als 
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Nachbarn, wenn ihre Wohnung (Räumlichkeit oder damit verbundener Teil der Liegenschaft) 
unmittelbar an jene Räumlichkeit oder jenen Teil der Liegenschaft angrenzt, in der oder auf dem 
der geplante Zu- oder Umbau ausgeführt werden soll. Nachbarn können gegen die Erteilung der 
Baubewilligung mit der Begründung Einwendungen erheben, dass sie durch das Bauvorhaben in 
subjektiven Rechten verletzt werden, die entweder in der Privatrechtsordnung (privatrechtliche 
Einwendungen) oder im öffentlichen Recht (öffentlich-rechtliche Einwendungen) begründet sind. 
 
Rechtsgrundlagen: 

§§ 40 – 44 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) 1991, BGBl. Nr. 51/1991 idgF; 
§§ 74, 75, 77, 333, 355, 356, 356b Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994 idgF; 
§ 92 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994 idgF; 
§§ 24 und 32 Oö. Bauordnung 1994 (Oö. BauO 1994), LGBl. Nr. 5/1994 idgF in Verbindung mit             
§ 1 Oö. Bau-Übertragungsverordnung, LGBl. Nr. 61/2003 idgF 
 
 
Hinweis für den/die Antragsteller/in: Sie werden ersucht, den/die erforderlichen 
Planer/Detailplaner einzuladen! 
 
 
Hinweis für die Gemeinde: 

Sie werden ersucht, 

a) das mitfolgende Projektsgleichstück zur allgemeinen Einsichtnahme während der Kundenzeiten 

beim do. Amte aufzulegen, 

b) eine Kundmachung unverzüglich an der Amtstafel anzuschlagen, 

c) weitere Kundmachungen in unmittelbar benachbarten Häusern anzuschlagen. 

Der Nachweis über die erfolgte Kundmachung (Anschlag an der Gemeindetafel und in den der 

Anlage unmittelbar benachbarten Häusern) und das übermittelte Projektsgleichstück sind zu 

Beginn des Lokalaugenscheines von einem Vertreter der Gemeinde dem Verhandlungsleiter zu 

übergeben. 

d) Mit dieser Kundmachung wird die Gemeinde auch eingeladen, zum Vorhaben Stellung zu 

nehmen (§ 355 GewO 1994). Diese Stellungnahme kann beim Lokalaugenschein abgegeben 

werden. 

 

 
 
Freundliche Grüße! 
Für die Bezirkshauptfrau: 
 
 
 
Dr. Theresa Raschhofer 
 
 
 
 
Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur 
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: https://www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz 

Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, richten Sie Ihr Schreiben bitte an die Bezirkshauptmannschaft Ried, Parkgasse 1, 4910 Ried im 
Innkreis, und führen Sie das Geschäftszeichen dieses Schreibens an.
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